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Aus dem Plenum und den Ausschüssen

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Sehr geehrte Leserinnen, 
sehr geehrte Leser,

die Vereidigung der neuen Regie-
rungsmitglieder hat bei der letz-
ten Plenarsitzung für besonders 
reges öffentliches Interesse ge-
sorgt. Aber nicht nur deshalb wa-
ren die beiden Plenartage am 8. 
und 9. Mai beachtenswert. The-
men wie die Erweiterung der Teil-
habemöglichkeiten von Bürgern 
an kommunalen Entscheidungs-
prozessen, die Entwicklung der 
Strompreise und der Solar-Ener-
gie im Freistaat oder die Proble-
matik der Einleitung von Kalisal-
zen in die Werra sorgten für leb-
hafte Debatten. Im vorliegenden 
Landtagskurier finden Sie neben 
Berichten aus dem Plenum In-
formationen zur letzten Sitzung 
des Ausschusses für Naturschutz 
und Umwelt sowie zum neu er-
schienenen Arbeitsbericht des 
Peti tionsausschusses. Ich wün-
sche Ihnen eine anregende Lek-
türe!

Ihre

Prof. Dr. Dagmar Schipanski
Landtagspräsidentin

Vereidigung der neuen Minister im Landtag
Nachdem Ministerpräsident Die-
ter Althaus am 24. April 2008 
bekannt gegeben hatte, das Ka-
binett durch den Wechsel von 
sechs Ministern umzubilden, 
fand am 8. Mai zu Beginn der 
Landtagssitzung die Vereidi-
gung durch Landtagspräsiden-
tin Prof. Dr. Dagmar Schipanski 
statt. Die bisherige CDU-Frak-
tionsvorsitzende Christine Lie-
berknecht wurde zur Ministe-
rin für Soziales, Familie und 
Gesundheit ernannt, der Bun-
destagsabgeordnete Bernward 
Müller zum Kultusminister, der 
bisherige Präsident des Rech-
nungshofes Manfred Scherer 
zum Innenminister, die Land-
tagsabgeordnete und Vorsit-
zende des Justizausschusses 
Marion Walsmann zur Justiz-

Ralf Bornkessel neues 
Mitglied des Landtags
Nach fast zwei Jahrzehnten 
verabschiedete sich Andreas 
Trautvetter (CDU) sowohl aus 
seinem Amt als Minister für 
Bau und Verkehr als auch aus 
seiner Funktion als Landtagsab-
geordneter. Trautvetter war be-
reits seit 1990 Mitglied des 
Thüringer Landtags; von 1992 
an wurden ihm in Folge vier 
Ministerämter übertragen. 

Das frei gewordene Mandat 
übernimmt Ralf Bornkessel. 
Der 1958 geborene Vermes-
sungsingenieur lebt in Gera, 
wo er auch Mitglied des Stadt-
rates ist.

Die mittlerweile seit über 
einem Jahr andauernde Ein-
leitung von Kalisalzen in die 
Werra durch die K+S Kali 
GmbH war in der Landtagssit-
zung vom 9. Mai 2008 erneut 
Thema. Die Fraktion Die LIN-
KE stellte hierzu den Antrag 
auf ein unabhängiges Gut-
achten. Katja Wolf (LINKE) be-
tonte in der Begründung des 
Antrags die Notwendigkeit ei-
ner objektiven Bewertung für 
das weitere Verfahren. Ein Ent-
schließungsantrag der SPD-
Fraktion richtete sich auf die 
schnellstmögliche Beendi-
gung der Einleitung von Kali-
salzen. „Die eingeräumte Mög-
lichkeit, den Engpass für die 
Kalientsorgung zu überbrü-
cken, ist längst überschritten. 
Die K+S GmbH muss politisch 
unter Druck gesetzt werden“, 
so Dagmar Becker (SPD). Der 
CDU-Abgeordnete Horst Krau-
ße schlug vor, beide Anträge 
an den Umweltausschuss zur 
weiteren Beratung zu über-
weisen, was am Ende der De-
batte im Plenum mehrheitlich 
beschlossen wurde.

In seiner Sitzung vom 25. April be-
fasste sich der Umweltausschuss  
mit der beim Tunnelbau der ICE-
Strecke Erfurt–Nürnberg ent-
deckten Blessberghöhle. Erkun-
dungen durch Höhlenforscher 
sowie Einschätzungen von Na-
turschutzverbänden lassen auf 
einen hohen geologischen Wert 
der Höhle schließen. Der ICE-Tun-
nel wird zunächst fertig gestellt. 
Vom Tunnel aus soll ab Septem-
ber 2008 ein Zugang zur Höhle 
geschaffen werden, der umfang-
reichere Erkundungen zulässt, 
erklärte Ausschussvorsitzender 
Tilo Kummer (DIE LINKE).

Der Vorsitzende des Petitions-
ausschusses Wolfgang Weh-
ner (CDU) stellte im Rahmen 
einer Pressekonferenz am 29. 
April den Arbeitsbericht für das 
Jahr 2007 vor und übergab ihn 
zugleich Landtagspräsiden-
tin Prof. Dr. Dagmar Schipan-
ski. Der Bericht gibt Auskunft 
über die Zahl und den Inhalt 
der bearbeiteten Petitionen so-
wie über die Entscheidungen 
des Ausschusses. 2007 wur-

ministerin. Zwei Minister wech-
selten das Ressort: der bisherige 
Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Chef 
der Staatskanzlei Gerold Wu-
cherpfennig wurde zum Mini-

ster für Bau, Landesentwick-
lung und Medien ernannt. Dr. 
Klaus Zeh, bislang Minister für 
Soziales, Familie und Gesund-
heit, wurde das Amt Wucher-
pfennigs übertragen.

Einleitung von Kalisal-
zen in die Werra

Landtagspräsidentin Prof. Dr. Dagmar Schipanski (rechts) bei der Vereidi-
gung von Ministerin  Christine Lieberknecht

Ausschuss für Natur-
schutz und Umwelt

Petitionsausschuss
den insgesamt 1097 Petitionen 
an den Petitionsausschuss des 
Landtags gerichtet; das sind 
165 neue Petitionen mehr als 
im Vorjahr. „Mehr als jede fünf-
te Petition kam aus der Rechts-
pflege, vor allem von Insassen 
des Strafvollzugs“, so Wehner. 
Die Strafvollzugskommis sion 
ist ständiger Unterausschuss 
des Petitionsausschuss und 
wird in dessen Arbeitsbericht 
ebenfalls erfasst.  



Die CDU-Fraktion 
im Thüringer Landtag
Pressestelle
Tel.: 0361 37 72206
Fax: 0361 37 72520
www.thl-cdu.de

CDU

Ausstellungen

www.thueringer-landtag.de

CDU-Bildungspolitik durch finnischen Vergleich bestätigt
Die CDU-Landtagsfraktion sieht 
sich durch die Erkenntnisse ei-
ner Informationsreise des Lan-
desbildungsausschusses nach 
Finnland in ihrer  Bildungspolitik 
bestätigt.  „Mit unserer Politik, 
die Eigenverantwortlichkeit der 
Schulen zu stärken und tenden-
ziell die Rolle der Kommunen in 
der Bildungspolitik auszubau-
en, sind wir auf dem richtigen 
Weg“,  erklärte der bildungspo-
litische Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion, Volker Emde. Nicht 
in einer größeren Vereinheitli-
chung, sondern in mehr Vielfalt 
und Freiheit liege der Schlüssel 
erfolgreicher Bildungspolitik. 
Das zeige das finnische Beispiel 
ganz eindeutig. Der Bildungs-
ausschuss hat sich laut Emde 

in mehreren Gesprächen vor 
allem über die Zuständigkeit 
der Gemeinden für ihre Schulen 
und die Entwicklung der Unter-
richtsqualität infor-
miert. Wie der Bil-
dungspolitiker er-
läuterte, liegen die 
jährlichen Ausga-
ben mit 6000 Euro  
je Schüler etwa auf 
dem Niveau Thü-
ringens. Kennzeich-
nend für das fin-
nische Bildungssy-
stem sei die große Verantwor-
tung der Gemeinden. Sie stellen 
das Schulpersonal ein und sind 
verpflichtet, die knapp gehal-
tenen Rahmenlehrpläne auszu-
füllen. Außer einem landeswei-

ten Zentralabitur in vier Fächern 
gibt es keine weiteren Erfolgs-
kontrollen. Das gute Abschnei-
den Finnlands bei den im Land 

selbst kaum ernst 
genommenen PISA-
Tests erklären die Ge-
sprächspartner laut 
Emde mit dem aus-
geprägten Vertrau-
en in die hoch quali-
fizierten Lehrer und 
ihre großen Spiel-
räume. So könnten 
sie etwa Schulbü-

cher völlig frei wählen. Über-
dies läsen Schüler viel finnische 
und englische Literatur. Dies sei 
nach Meinung des Instituts für 
Unterricht ein weiterer Faktor 
für erfolgreiche Bildung. Wie der 

CDU-Bildungsexperte abschlie-
ßend sagte, „gehört die These, 
das finnische Bildungswesen 
sei mehr oder weniger von der 
DDR inspiriert, nach diesem Be-
such für mich endgültig in das 
Reich der Legenden. Durch die 
großen Freiräume vor Ort gibt 
es hier eine produktive Vielfalt, 
die selbst jene in unserem zwei-
gliedrigen Schulsystem weit 
übersteigt. Mit dem engen Kor-
sett der alten zentralistisch ge-
steuerten Einheitsschule hat 
dieses Bildungssystem absolut 
nichts zu tun.“

Mike Mohring ist neuer Fraktionsvorsitzender
Mike Mohring ist neuer Vor-
sitzender der CDU-Fraktion im 
Thüringer Landtag. Wie der 36-
jährige  im Anschluss an seine 
deutliche Wahl sagte, „ist Thü-
ringen reichlich 15 Monate vor 
der Landtagswahl in guter Ver-
fassung. Wir stellen unsere In-

novationskraft und Exportstär-
ke immer wieder unter Beweis. 
Es gibt zahlreiche neue Inve-
stitionen, die Arbeitslosigkeit 
sinkt deutlich und ist seit Jah-
ren die niedrigste in den jun-
gen Ländern. Leistungsverglei-
che im Bildungsbereich und in 

der Familienpolitik sehen uns 
regelmäßig im Spitzenquar-
tett Deutschlands, wir sind das 
familienfreundlichste Land“, so 
Mohring wörtlich. 
Wie der Fraktionsvorsitzende 
weiter ausführte, „muss die 
CDU diesen erfolgreichen Weg 

im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger durch einen Wahl-
sieg im Jahr 2009 sichern. Da-
für haben wir uns mit dem 
heutigen Tag neu aufgestellt. 
Mit Rot-Rot wäre der gute Lauf 
Thüringens zu Ende. Das gilt es 
zu verhindern.“

In der Plenarwoche im Mai er-
öffnete Landtagspräsidentin Prof. 
Dr. Dagmar Schipanski die Aus-
stellung „zweitausend 8 in Er-
furt“ des Bildhauers und Instal-
lationskünstlers Gernot Ehr-
sam aus Kaltennordheim. Da-
mit kam im Thüringer Landtag 
erneut die Gegenwartskunst 
zum Zuge, um „dem Kommen-
den, Neuen und bislang Un-

Zum deutschlandweiten „Girl’s 
Day – Mädchenzukunftstag“ am 
24. April 2008 nahm zum wieder-
holten Male auch der Thüringer 
Landtag mit einer eigenen Ver-
anstaltung teil. Da im Zentrum 
des Mädchenzukunftstages die 

Berufswahlvorbereitung steht, 
konnten die Schülerinnen der 
8. bis 10. Klasse den Landtag be-
sichtigen und sich mit der Ar-
beit in Politik und Verwaltung 
vertraut machen. Landtagspräsi-
dentin Prof. Dr. Dagmar Schipan-
ski, die die Schülerinnen gemein-
sam mit den Vizepräsidentinnen 
Dr. Birgit Klaubert und Birgit Pel-
ke begrüßte, forderte erneut 
dazu auf, den Blick auch auf jene 
Berufsfelder zu richten, in denen 
Frauen noch immer deutlich un-
terrepräsentiert sind.

bekannten ein Forum der Dar-
stellung zu bieten“, so Schi-
panski in ihrer Eröffnungsrede.  
In diesem Sinne wollte sie die 
Ausstellung im Landtag als „ei-
nen Beitrag zur Förderung von 
Gegenwartskunst“ verstanden 
wissen. Gernot Ehrsam hat 
sich im Süd thüringer Raum, in 
Bayern und Hessen durch ver-
schiedene Ausstellungen und 

Kunstausstellung „zweitausend 8 in Erfurt“ Girl’s Day 2008 im 
Thüringer LandtagProjekte bereits einen Namen 

gemacht. Seit 2008 hat er sein 
künstlerisches Domizil direkt 
im Herzen der thüringischen 
Landeshauptstadt, am Erfurter 
Domplatz gefunden.

Die Ausstellung ist bis zum      
09. Juni 2008,  Montag bis Frei-
tag von 8.00 bis 17.00 Uhr zu 
sehen. Der Eintritt ist frei.

Veranstaltungen



SPD
Die SPD-Fraktion 
im Thüringer Landtag
Pressestelle
Tel.:  0361 37 72365
Fax: 0361 37 72417
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Fraktion.DIE LINKE 
im Thüringer Landtag
Pressestelle
Tel.:  0361 37 72293
Fax: 0361 3772321
www.die-linke-thl.de
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Aufklärung wegen einer bekannt 
gewordenen Rückforderung von 
Fördergeldern durch die EU for-
dert SPD-Wirtschaftspolitiker Dr. 
Hartmut Schubert von der Lan-
desregierung. „Die Höhe der 
Summe ist Besorgnis erregend“, 
konstatiert Schubert und ver-
weist auf zu befürchtende mas-
sive Auswirkungen auf den Lan-
deshaushalt, mache die EU tat-
sächlich ernst. Immerhin han-
dele es sich bei den 81 Millionen 
Euro, die die EU jetzt von Thürin-
gen zurückverlange, um mehr als 
12 Prozent der insgesamt im Zeit-
raum von 1994 bis 1999 ausge-
reichten Fördermittel. Schubert 
fordert Wirtschaftsminister Rein-
holz auf, die Abgeordneten im 
nächsten Wirtschaftsausschuss 
umfassend über die Gründe für 
die Panne zu informieren. 

„Kein Stück mehr Bürgerfreund-
lichkeit, vielmehr eine Benach-
teiligung“, sieht Heike Taubert 
in den vom CDU-Fraktionsvor-
sitzenden Mohring vorgestell-
ten Änderungsvorschlägen  zum  
Thüringer Kommunalwahlrecht.  
Mohring hatte behauptet, dass 
die CDU-Vorschläge für mehr 

Taubert erteilt Vorschlägen der CDU zu Kommunalwahlrecht Absage
Vorschläge der Initiative für ein Volksbegehren sind bürgerfreundlicher

Schubert besorgt
wegen Rückforderung

Mitbestimmung auf der kom-
munalen Ebene bürgerfreund-
licher seien als der Gesetzent-
wurf des Volksbegehrens „Mehr 
Demokratie in Thüringer Kom-
munen“.
„Da irrt Herr Mohring ganz ge-
waltig“, stellt die kommunalpo-
litische Sprecherin der SPD-

Schon mehr als 60 000 Unterschriften haben die Unterstützer der Initiative „Für 
mehr Demokratie in Thüringer Kommunen“ gesammelt. In gut sichtbaren Warnwe-
sten machten sie auf Anliegen aufmerksam (3. von links im Bild SPD-Fraktionsvor-
sitzender Christoph Matschie). Hier ein Bild vom Start der Unterschriftensammlung 
im März dieses Jahres.

Dieter Hausold, Fraktionsvorsit-
zender der LINKEN, übt deutliche 
Kritik an der Diätenerhöhung im 
Bundestag. „Auch der Vorschlag 
des CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Mohring, auf Bundesebene die 
Thüringer Regelung der auto-
matischen Diätenanpassung 
einzuführen, ist nicht zielfüh-
rend und populistische Augen-
wischerei.“ Der Thüringer Ver-
fassungsgerichtshof habe 
1998 auf Grundlage einer Kla-
ge der PDS-Fraktion die Daten-
basis als problematisch einge-

Von der Privatisierung im Kran-
kenhausbereich über die immer 
schwieriger werdende hausärzt-
liche Versorgung in Thüringen bis 
zur Absicherung des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes reichte die 
Palette der Themen der Gesund-
heitspolitischen Konferenz, zu 
der die Landtagsfrak tion der 
LINKEN eingeladen hatte. Die 
gesundheitspolitische Spreche-
rin, Dr. Ruth Fuchs, betonte vor 
dem Hintergrund der Altersent-
wicklung der Bevölkerung mit 
ihrem Krankheitsspektrum, dass 

Erneut gibt die Landtagsfrak-
tion der LINKEN interessier-
ten jungen Leuten im Rahmen 
eines Mentoring-Programms 
Gelegenheit, Politik und Poli-
tiker hautnah zu erleben. Vom 
21. August bis 19. September 
können sie, die Mentees, Abge-
ordnete der Fraktion, also ihre 
Mentoren, bei Veranstaltungen 
und Terminen begleiten. Er-
gänzend wird ein Rahmenpro-
gramm organisiert. Mentoring 
ist ein Konzept zum schnel-
len Kennenlernen von Kern-
bereichen der (parlamenta-
rischen) politischen Praxis. Der 
Mentee erhält nicht nur Ein-
blick in die Politik-Tätigkeit, er 
kann auch Kontakte zu Einrich-
tungen und Personen knüpfen, 
die für künftiges Engagement 
hilfreich sind.

Medizinische Versorgung als Thema der Zukunft

DIE LINKE fordert eine vollständig steuerpflichtige Gesamtdiät 

Mentoring bei der 
Landtagsfraktion

die Krankenhausstandorte er-
halten bleiben müssten. Zudem 
seien immer mehr ländliche Re-
gionen in Thüringen von Unter-
versorgung betroffen, weil freie 

Arztpraxen nicht besetzt wer-
den können. Auf der Konferenz 
hatte Matthias Zänker von der 
Kassenärztlichen Vereinigung 
Thüringen (s. Foto) darauf ver-
wiesen, dass fast 40 Prozent der 
Hausärzte älter als 60 Jahre sind. 
Friedrich Albes, Geschäftsführer 
der gerade erst gegründeten re-
gioMed, einer Holding kommu-
naler Krankenhäuser mit Sitz in 
Sonneberg, warnte: „Die Privati-
sierung der Krankenhausversor-
gung ist der größte Strickmu-
sterfehler im System.“

stuft. „Die automatische Diäten-
anpassung in Thüringen, übri-
gens mit Inflationsausgleich, be-
rücksichtigt ja nicht alle Einkom-
mensgruppen, z.B. sind die Be-
zieher von Sozialleistungen aus-
gespart. So haben die Abgeord-
neten in Thüringen Diätenerhö-
hungen abbekommen, während 
die realen Einkommen gesunken 
sind. Dieser unhaltbare Zustand 
muss endlich beendet werden. 
Die Indexierung darf keinesfalls 
exportiert werden, das Verfah-
ren muss durchschaubarer sein.“ 

DIE LINKE fordert eine vollstän-
dig steuerpflichtige Gesamtdi-
ät bei Abschaffung von steuer-
freien Aufwandspauschalen. Die 
Abgeordneten sollen sich auch 
für den Krankheitsfall, das Alter 
und die Versorgung ihrer Hinter-
bliebenen selbst absichern. Thü-
ringen drohe wieder einmal zum 
Schlusslicht zu werden, denn 
Länder wie Nordrhein-Westfa-
len, Schleswig-Holstein, Hes-
sen und Baden-Württemberg 
haben sich an die Reform des Ab-
geordnetenrechts gemacht.

Fraktion klar. Schließlich reiche 
die vom Bündnis für Mehr De-
mokratie angestrebte Absen-
kung der Quoren – sie legen 
fest, wann ein Bürgerentscheid 
in der Gemeinde Erfolg hat 
– weiter als die des CDU-Ge-
setzentwurfs. Auch bei Bürger-
begehren seien die Vorschlä-
ge des Volksbegehrens um ei-
niges bürgerfreundlicher.  „Die 
Thüringer CDU will die freie Un-
terschriftensammlung abschaf-
fen und dafür die Bürger sonn-
abends zur Unterschriftslei-
stung auf die Gemeindeverwal-
tungen bemühen. Dafür soll 
dann ein Zeitraum von nur acht 
Wochen zur Verfügung stehen“, 
kritisiert Heike Taubert.  „Das ist 
ein fettes Minus für die direkte 
Demokratie“, sagt die SPD-Po-
litikerin und erteilt den CDU-
Vorschlägen eine klare Absa-
ge. Amtsstubensammlung und 
Sammlungsfrist bei Bürgerbe-
gehren gäbe es, wenn sich die 
CDU-Vorschläge durchsetzten, 
dann in keinem anderen Bun-
desland – nur in Thüringen. 



Die Bürgerbeauftragte
des Freistaats Thüringen
Tel.: 0361  37 71871 
Fax: 0361  37 71872
E-Mail: 
buergerbe@bueb.thueringen.de
www.bueb.thueringen.de

Die Landesbeauftragte für die 
Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der  
ehemaligen  DDR
Tel.: 0361  37  71951 
Fax: 0361  37  71952
E-Mail:  
tlstu@t-online.de
www.thueringen.de/tlstu

Der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz
Tel.:  0361  37 71900
Fax: 0361  37 71904
E-Mail:       
poststelle@datenschutz. thueringen.de
www.thueringen.de/datenschutz
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Hinweise zur Bestellung 
des Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines News-
letters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-Mail möglich. 

Wenn Sie den Landtagskurier 
bestellen möchten, schreiben 
Sie uns eine E-Mail an:

Pressestelle@Landtag.Thueringen.de 
 
Tel.:       0361  37 72006
Fax:       0361  37 72004

Der Datenschutz-
beauftragte

Die Beauftragte für 
die Stasiunterlagen

Die Bürger-
beauftragte

Stellungnahme zur beab-
sichtigten Neuordnung 
der Durchführung von 
Widerspruchsverfahren 
in Thüringen
Gegenwärtig wird ein Gesetz-
entwurf der Landesregierung 
(Drucksache 4/3714) – Thürin-
ger Gesetz zur Neuordnung 
der Durchführung von Wider-
spruchsverfahren – im Thüringer 
Landtag beraten.  Am 18. April 
2008 führte der Innenausschuss 
eine öffentliche Anhörung durch. 
Im Rahmen der Anhörung gab 
auch die Bürgerbeauftragte eine 
Stellungnahme zum Gesetzent-
wurf ab. Zusammenfassend äu-
ßerte die Bürgerbeauftragte Sil-
via Liebaug erhebliche Beden-
ken gegen den vorliegenden Ge-
setzentwurf und machte deut-
lich, dass gewichtige Argumente 
für eine Beibehaltung des Wider-
spruchsverfahrens sprechen. Die 
Bürgerbeauftragte vertritt die In-
teressen der Bürger und sieht für 
die Bürgerinnen und Bürger er-
hebliche Nachteile im Zusam-
menhang mit der Abschaffung 
des Widerspruchsverfahrens, da 
dieses eine einfache, vergleichs-
weise schnelle, wirksame und ko-
stengünstige Rechtsschutzmög-
lichkeit darstellt. Die angestellte 
Prognose in der Begründung zum 
o.g. Gesetzentwurf, dass die Ab-
schaffung des bisherigen Wider-
spruchsverfahrens zu einer Ent-
lastung der Verwaltung führt, er-
scheint der Bürgerbeauftragten 
äußerst unsicher, wenn man di-
ese insgesamt betrachtet. Wei-
ter hat die Bürgerbeauftragte da-
rauf aufmerksam gemacht, dass, 
wenn man dennoch an o.g. Ge-
setzentwurf festhalten wolle, auf 
den Gebieten Denkmalschutz 
und bauliche Entscheidungen das 
bisherige Widerspruchsverfahren 
beibehalten werden solle. Denn 
gerade auch das Baurecht ist von 
komplexer Natur und Belange 
Dritter spielen mitunter eine be-
deutende Rolle. Im Rahmen ei-
ner außergerichtlichen Streitbei-
legung sowohl im Widerspruchs-
verfahren durch Einschaltung der 
Aufsichtsbehörde als auch ande-
rer Institutionen wie der Bürger-
beauftragten kann beispielswei-
se hier auf eine Konfliktlösung 
hingearbeitet werden. Dabei spie-
len auch Zweckmäßigkeitserwä-
gungen eine Rolle, was im gericht-
lichen Verfahren so nicht der Fall 
ist. Es ist deshalb zu hoffen, dass 
die vorgetragenen Argumente 
für die Beibehaltung des Wider-
spruchsverfahrens vom Gesetzge-
ber in die Entscheidungsfindung 
einbezogen werden.

Künftig italienische Ver-
hältnisse? 
Im 7. Tätigkeitsbericht (9.2) hat 
der TLfD kritisiert, dass ein zen-
traler Datenpool beim Bundes-
zentralamt für Steuern ge-
schaffen werden soll, der ne-
ben den Daten Lohnsteuer-
pflichtiger auch solche ihrer 
Kinder und Ehepartner enthält, 
da dies durch Verknüpfung mit 
Daten aus anderen Quellen die 
Möglichkeit zur staatlichen 
Profilbildung eröffnen würde.
Wohin eine solche Entwicklung 
führen kann, zeigt Italien (FAZ 
vom 04.03.2008). Dort betreibt 
das Finanzministerium ein Re-
chenzentrum mit 60.000 an-
geschlossenen Computerarbeits-
plätzen. Hier laufen neben Steu-
erdaten auch solche der Mel-
destellen, der Katasterämter, 
der Rentenversicherung, des 
Zolls und der Annahmestellen 
für Glücksspiele zusammen. 
Erfasst sind auch der gesamte 
Immobilienbesitz, Mietverträ-
ge, Autozulassungen, Anschlüs-
se für Strom, Wasser, Gas und 
Telefon bis hin zu Lebensversi-
cherungsverträgen und Aus-
landsüberweisungen. Die Ver-
ordnungen von Medikamen-
ten im staatlichen Gesund-
heitssystem sind ebenfalls ab-
gelegt. Künftig sollen auch Te-
lefonrechnungen zugänglich 
sein. Auswertungsprogramme 
erzeugen aus der Vielzahl der 
Daten personenbezogene In-
formationsnetze (Profilbildung), 
die es erlauben, Steuersünder 
zu identifizieren. Bspw. hat-
te die Schauspielerin Ornella 
Muti einen Wohnsitz im Aus-
land gemeldet. Doch Autozu-
lassung, Telefonanschlüsse und 
die Aufenthaltsgenehmigung 
des Kindermädchens verrie-
ten den wahren Lebensmittel-
punkt. 
Der Datenpool wurde mehr-
fach von neugierigen Ange-
stellten und für politische 
Zwecke missbraucht. Kürzlich 
hat das Finanzministerium die 
Steuererklärungen aller Bürger 
für 2005 frei zugänglich ins 
Netz gestellt, um durch mehr 
„Transparenz“ das Hinterzie-
hen von Steuern leichter er-
kennbar zu machen. Nach Auf-
forderung der Datenschutz-
behörde wurden die Informa-
tionen vom Netz genommen, 
allerdings sind sie weiterhin in 
Tauschbörsen und auf ande-
ren Internetseiten verfügbar. 
Derartige Auswüchse müssen 
in Deutschland rechtzeitig ver-
hindert werden.

Im Gebäude des ehemaligen 
„Stasi-Knastes“ Bautzen II be-
findet sich heute die Gedenk-
stätte Bautzen. Hier wird an 
die Opfer der beiden Bautzener 
Gefängnisse erinnert. In den 
Haftanstalten Bautzen I und 
II wurden während des „Drit-
ten Reiches“, der sowjetischen 
Besatzungszeit und der SED-
Diktatur politische Gegner un-
ter unmenschlichen Haftbe-
dingungen gefangen gehalten. 
Die ständige Ausstellung, die 
sich teilweise noch im Aufbau 
befindet, dokumentiert die Lei-
den der Opfer und zeigt die 
politisch-historischen Zusam-
menhänge auf. 

Das gesamte Gebäude, u. a. die 
Arrestzellen, der Isolationstrakt 
und die Freiganghöfe sind er-
halten und können  besichtigt 
werden.

Die Leiterin, Silke Klewin, drei 
wissenschaftliche Mitarbeiter 
und eine Mitarbeiterin in der 
Verwaltung arbeiten am wei-
teren Ausbau der ständigen 
Ausstellung, sie betreuen Zeit-
zeugen, dokumentieren Archiv-
funde und Privatunterlagen, 
organisieren mehrere Veran-
staltungen monatlich. 

Wechselnde Wanderausstel-
lungen wecken das Interesse 
der Bautzener und ihrer Gäste 
an der Gedenkstätte immer 
wieder neu. 
So ist die Gedenkstätte Bau-
tzen II zu einem Bildungsort 
für ganz Sachsen geworden, 
der von Schulklassen, Touristen 
und den ehemaligen Gefan-
genen akzeptiert und besucht 
wird. 

Zum Beispiel Bautzen


